
Begründung 
 
A. Allgemeines 
 
Durch Artikel 1 der Verordnung zur Vereinfachung des Deponierechts vom [Datum einset-
zen] sind alle deponierelevanten Anforderungen, die bisher mit der Deponieverordnung, der 
Abfallablagerungsverordnung und der Deponieverwertungsverordnung festgeschrieben wa-
ren, an den Stand der Technik angepasst und zusammengezogen worden. Soweit die genann-
ten drei Verordnungen einzelne Anforderungen der Allgemeinen Abfallverwaltungsvorschrift 
über Anforderungen zum Schutz des Grundwassers bei der Lagerung und Ablagerung von 
Abfällen vom 31. Januar 1990, der Zweiten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Abfall-
gesetz (TA Abfall) vom 12. März 1991 oder der Dritten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Abfallgesetz (TA Siedlungsabfall) verrechtlicht haben, sind diese Anforderungen eben-
falls durch Artikel 1 der Verordnung zur Vereinfachung des Deponierechts an den Stand der 
Technik angepasst worden.  
 
Aufgrund der seit dem Inkrafttreten der Verwaltungsvorschriften erfolgten gesetzlichen und 
untergesetzlichen abfallrechtlichen Änderungen stellen die Anforderungen der drei Verwal-
tungsvorschriften nicht mehr den Stand der Technik dar. So folgt Anhang C der TA Abfall in 
keiner Weise der Neuausrichtung der Abfallbezeichnungen und –einstufungen durch die Ab-
fallverzeichnis-Verordnung. So sind Kontroll- und Überwachungsvorgaben der TA Abfall 
und TA Siedlungsabfall durch die Nachweisverordnung überschrieben worden. Die Anforde-
rungen der allgemeinen Abfallverwaltungsvorschrift über Anforderungen zum Schutz des 
Grundwassers bei der Lagerung und Ablagerung von Abfällen sind durch die Grundwasser-
verordnung durch Rechtsverordnung konkret vorgegeben worden. Behandlungs- und Lage-
rungsanforderungen der TA Abfall und der TA Siedlungsabfall sind durch entsprechende 
Vorgaben in BREF (Best Available Technique Referenz Documents) -Dokumenten zur Kon-
kretisierung der IVU-Richtlinie weiterentwickelt worden. Die Entsorgungshinweise der TA 
Abfall berücksichtigen nicht die dynamische Entwicklung neuerer Verwertungstechniken und 
der geschaffenen Kapazitäten zur Behandlung von Abfällen.  
 
Deshalb ist es geboten, die Verwaltungsvorschriften aufzuheben, auch um Widersprüche zu 
den genannten verordnungsrechtlichen Regelungen zu vermeiden. Die Aufhebung erfolgt 
durch Allgemeine Verwaltungsvorschrift (sog. actus contrarius). 
 
Soweit in Anhang 4 der Verordnung über den Versatz von Abfällen unter Tage auf die TA 
Abfall, Teil 1 verwiesen wird, handelt es sich um einen statischen Verweis, der durch die 
Aufhebung der Verwaltungsvorschriften nicht berührt wird. 
 
Soweit in Nr. 3.2.1.5 des Anhangs der Verordnung über die Überlassung, Rücknahme und 
umweltverträgliche Entsorgung von Altfahrzeugen auf Nummer 5.4  TA Abfall, Teil 1 ver-
wiesen wird, handelt es sich um einen statischen Verweis, der durch die Aufhebung der Ver-
waltungsvorschriften nicht berührt wird. 
 
Soweit in Anlage 2 des Umweltrahmengesetzes auf die TA Abfall, Teil 1 verwiesen wird, 
handelt es sich um einen statischen Verweis, der durch die Aufhebung der Verwaltungsvor-
schriften nicht berührt wird. 
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1. Kosten und Preiswirkungen 
 
Da die inhaltlichen Anforderungen der drei Verwaltungsvorschriften nichtig sind, weil sie 
entweder im Widerspruch zu höherrangigem Recht stehen oder weil sie durch entsprechende 
höherrangige Anforderungen zwischenzeitlich verrechtlicht worden sind, ist davon auszuge-
hen, dass keine Kosten oder Preiswirkungen für die öffentlichen Hände oder die Wirtschaft 
entstehen. 
 
2. Gleichstellung von Frauen und Männern 
 
Im Zuge der gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) 
vorzunehmenden Relevanzprüfung sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Le-
benssituation von Frauen und Männern keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspo-
litischen Zielen zuwiderlaufen. 
 
 
B. Zu den einzelnen Vorschriften 
 
Zu § 1: 
§ 1 regelt die Aufhebung der drei genannten Verwaltungsvorschriften. 
 
Zu §  2: 
§ 2 regelt das Inkrafttreten. 


